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BERICHT
DATUM: 31.12.2020
MELIKE GOKCE

Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kultur, Sprache, Kirchen

Jahresriickblick 2020: Kultur, Sprache, Kirchen

Das Krisenjahr 2020 verlief hinsichtlich der Kultur-, Sprach- und Kirchenpolitik, gerade
im direkten Vergleich mit anderen Politikbereichen, sowohl bezlglich der
parlamentarischen  Geschafte als auch der medialen Berichterstattung
Uberraschenderweise ruhig. Insbesondere wenn man bedenkt, dass der Kultursektor
mitunter einer der starksten von der Corona-Pandemie getroffenen Bereiche war. Die
APS-Zeitungsanalyse zeigt zwar auf, dass sich der Anteil der Medienartikel zu Kultur,
Sprache und Kirchen an der Gesamtberichterstattung im Vergleich zum Vorjahr leicht
erhoht hat, dieser Wert liegt aber mit knapp 3 Prozent noch immer tiefer als in den
Jahren 2017 und 2018. Abermals machte die Kulturpolitik mit rund Zweidritteln der
Medienberichte den grossten Teil der drei Themengebiete aus, gefolgt von der
Kirchenpolitik mit rund einem Drittel; die sprachpolitisch relevanten Berichte hingegen
waren in diesem Jahr nahezu inexistent.

Wie viele andere Bereiche auch wurde die Kulturlandschaft in der Schweiz und mit ihr
die Kulturpolitik massgeblich vom Diktat der Corona-Pandemie gesteuert. Wahrend das
Jahr sowohl fur das Parlament als auch die Medien eher ruhig begann, machte sich mit
der Mitte Marz vom Bundesrat ausgerufenen ausserordentlichen Lage ein deutlicher
Ausschlag in der Medienberichterstattung bemerkbar. Fortan war das kulturpolitische
Jahr von geféllten Massnahmen im Kampf gegen Covid-19 und der sich aus diesen
ergebenden Folgen fiir die Kulturschaffenden geprégt. Das auferlegte
Veranstaltungsverbot und die damit einhergehenden Restriktionen hatten gravierende
finanzielle Auswirkungen auf samtliche Bereiche der Kulturindustrie: Von nahezu einem
Tag auf den anderen sahen sich Musik-, Film-, Theater-, Literaturschaffende und viele
mehr in ihrer Existenz bedroht. Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken sprach ihnen
der Bundesrat im Frihjahr zwar im Rahmen der «Covid-Verordnung Kultur» finanzielle
Unterstlitzung zu, jedoch zeigte sich im weiteren Verlauf des Jahres, dass dies
langerfristig  kaum ausreichen wurde. Entsprechend versuchten auch die
Zivilgesellschaft und die Kulturschaffenden selbst, Hand zu bieten, und lancierten
diverse Solidaritatsaktionen oder nutzten diese Gelegenheit gar dazu, ganzlich neue
Wege zu beschreiten und das Kulturschaffen sowie die Kulturvermittlung auf neue
Kanale umzuleiten.

Zwischenzeitlich war auch das Parlament darum bemuiht, dem Kultursektor nach
Méglichkeit unter die Arme zu greifen. Bei den in der Herbstsession erdffneten
Beratungen der Botschaft zur Férderung der Kultur in den Jahren 2021-2024 war man
sich einig, dass sich der Stellenwert der Kultur in und fir die Gesellschaft gerade in der
Corona-Krise deutlich gezeigt habe und die Kultur daher auch entsprechend geférdert
werden musse. Entsprechend war auch relativ rasch klar, dass man diversen
Kdrzungsantragen von Seiten einzelner SVP-Exponentinnen und -exponenten nicht
entgegenkommen wirde. Lediglich dariber, wie die Kulturférderung genau ausgestaltet
werden sollte, war man sich zunachst nicht ganz einig. Besonders bei den Mitteln fur
den Austausch zwischen den Sprachregionen und den Finanzhilfen fur das Bundesamt
fur Kultur (BAK) diskutierten die Réte lange, konnten sich aber schlussendlich auf den
Nationalratsvorschlag einigen. Zu Jahresende noch ausstehend waren die Beratungen
des Bundesgesetzes Uber Filmproduktion und Filmkultur (Entwurf 2 der
Kulturbotschaft), das bereits vor den Verhandlungen fiir weitreichende Diskussionen
gesorgt hatte. Die Beratung war zwar fir die Wintersession vorgesehen gewesen, wird
sich aber voraussichtlich in das erste Quartal des neuen Jahres verschieben. Ein
weiteres bedeutendes Bundesratsgeschaft, dessen Botschaft im Herbst 2020
verabschiedet wurde und das voraussichtlich ebenfalls 2021 zur Behandlung anstehen
wird, stellt das neue Bundesgesetz iiber den Jugendschutz bei Filmen und
Videospielen dar.

Auch das kirchen- bzw. religionspolitische Jahr war zunachst stark von der Corona-
Pandemie gepragt. Besonders das Verbot von Gottesdiensten und anderen religi¢sen
Veranstaltungen, gerade auch im Vorfeld der Osterfeiertage, erhitzte die Gemduter
mancherorts stark und wurde auch in Form einer Motion Addor (svp, VS; Mo. 20.3332) -
die jedoch kein Gehor fand - ins Parlament getragen. Tatsachlich schien sich dieses
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reduzierte Angebot an religiosen Partizipationsmoglichkeiten aber auch auf die
Wahrnehmung und Definition von Kirche und Religion auszuwirken, wurde in den
Medien Uber weite Strecken doch nahezu ein philosophischer Diskurs Uber deren Rolle
und Funktion, gerade auch in Krisenzeiten, gefihrt. Nicht zuletzt auch, weil
Kirchenvertreterinnen und -vertreter sich sehr bemuUhten, teilweise auf ausserst
innovative Art und Weise, alte Botschaften Uber neue Medien zu vermitteln.

Im spaten Frihjahr verlagerte sich der Fokus in diesem Themenbereich aber von der
Pandemie auf die Landeskirchen. Was zunéchst als Intransparenzvorwirfe hinsichtlich
eines Kirchengeschafts begann, mindete im Sommer in veritablen Missbrauchs- und
Grenzverletzungsvorwirfen gegenuber Gottfried Locher, die zu einer regelrechten
Kirchenkrise und schliesslich zum Ricktritt des obersten Reformierten fuhrten. Diese
Vakanz begunstigte aber zugleich ein absolutes Novum in der reformierten Kirche: Im
November wurde Rita Famos als erste Frau als Lochers Nachfolgerin und somit zur
hochsten Reformierten der Schweiz gewéahlt. Wahrend die Reformierten in der Folge
ein Krisenjahr durch eine Wahl beendeten, schienen sich die Katholiken durch die
auftretende Uneinigkeit bei der Nachfolgebestimmung fur den Bischof von Chur] in
eine neuerliche Krise zu mandvrieren.

Weit Uber die Kirchenkreise hinaus sorgte hingegen der Schulterschluss der beiden
Landeskirchen im Kampf gegen die Ende November zur Abstimmung gekommene
Konzernverantwortungsinitiative fir grosse Aufregung. Nicht zuletzt wurde den
Kirchen vorgeworfen, dass sie durch ihre offene Zurschaustellung der orangen
Transparente, durch die geschalteten Inserate und die 6ffentlichen Stellungnahmen die
grundséatzliche Grenze der Trennung von Kirche und Staat und somit auch ihre
Kompetenzen deutlich tberschritten hatten. '

Kirchen und religionspolitische Fragen

Die Delegiertenversammlung des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes (SEK)
wahlte im Juni den Berner Theologen Gottfried Locher als Nachfolger des noch bis
Jahresende amtierenden Prasidenten Thomas Wipf. Gewéahlt wurde Locher im zweiten
Wahlgang mit Unterstitzung von Abgeordneten aus der Romandie. Der einzige
westschweizer Kandidat zog seine Kandidatur als Drittplatzierter nach dem ersten
Wahlgang zurick. 2

Mit dem Ableben von Hisham Maizar im Frihjahr 2015 wurden zeitgleich drei
Présidialposten in wichtigen religionspolitischen Organisationen (DIGO, FIDS, SCR) frei,
die es nun zu besetzen galt. Im Falle der DIGO war rasch klar, dass Bekim Alimi diesen
Posten - zunachst interimistisch - Gbernehmen wirde. Die Besetzung des Vorsitzes des
SCR und der FIDS erwies sich indes als etwas anspruchsvoller. Der Schweizerische Rat
der Religionen beschloss zunachst den christkatholischen Bischof Harald Rein ad
interim auf diesem Posten einzusetzen, bis er schliesslich im Juni eine definitive
Lésung werde vorweisen kénnen. Diese wurde am 22. Juni dann auch in der Person von
Gottfried Locher, Prasident des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes,
gefunden und mit einer Wahl bestétigt. Die grdsste Licke, die es nun noch zu
schliessen galt, war die Besetzung des Vorsitzes der FIDS. Wer auch immer dieses
Verméachtnis antreten sollte, wirde stets im Hinterkopf behalten mussen, dass er hier in
die Fussstapfen jenes Mannes treten wiirde, der als erster den Schweizer Muslimen eine
eigenstandige Infrastruktur und insbesondere eine gesellschaftliche Identitat
geschaffen hatte. Ebenfalls im Juni wurde schliesslich auch dieser freie Sitz besetzt:
Der in der Deutschschweiz noch relativ unbekannte Waadtléander Montassar BenMrad
wird die Nachfolge von Maizar bei der FIDS antreten, wobei er zugleich mit dem
Vizeprasidium beim SCR beauftragt werden wird. 3

Die 2013 von der grinliberalen Fraktion eingereichte parlamentarische Initiative «Ehe
fiir alle» beschéaftigte in den Folgejahren verschiedenste Gruppierungen weit tber das
Parlament hinaus. Mit besonderer Spannung wurde auch die Positionierung der
Schweizer Kirchen erwartet. Entgegen der weitldufigen Erfahrung sorgte fir einmal
aber nicht die romisch-katholische Kirche, sondern die evangelisch-reformierte fur
grosses Aufsehen, wie viele Medien berichteten.

Im Rahmen der im Marz 2019 er6ffneten Vernehmlassung gingen Stellungnahmen
verschiedener religios-kirchlicher Organisationen ein, die sich unterschiedlich zu
besagtem Sachverhalt dusserten. So zeigten sich beispielsweise die christkatholische
Kirche, der Schweizerische Katholische Frauenbund oder die Evangelischen Frauen
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Schweiz deutlich positiv gegenltber der Kernvorlage. Der Schweizerische Israelitische
Gemeindebund verkindete, er kénne die Gesetzesdnderung zwar nicht kommentieren,
akzeptiere diese aber als einen Ausdruck der Tatsache, dass persdénliche Freiheit und
individuelle Autonomie in einem weltlichen Wertesystem einen anderen Stellenwert
einndhmen als in einem religids-ethisch orientierten. Die evangelisch-methodistische
Kirche hatte zwar keine Stellungnahme eingereicht, in den Medien wurde aber
spekuliert, dass der Schweizer Ableger vor einer Zerreissprobe stehe, da die
internationale Vereinigte Methodistenkirche die Ehe flr alle deutlich ablehne. Die
Schweizer Bischofskonferenz empfahl offiziell zwar kein Nein - kimmere sich die
sakramentale Eheschliessung in den Augen der katholischen Kirche doch in erster Linie
um die Verbindung von Mann und Frau vor Gott, und nicht um die zivile Ehe -, dusserte
aber in ihrer Eingabe bei der RK-NR grosse Bedenken gegenlber dem Vorhaben.
Lediglich der Schweizerische Evangelische Kirchenbund (SEK) konnte sich in dieser
Frage nicht einig werden und musste eine Fristverlangerung Uber den 21. Juni 2019
hinaus beantragen, was ihm von der RK-NR auch gewéhrt wurde. Die offizielle Antwort
fiel dennoch sehr ernlchternd aus: Viele seiner Mitgliedkirchen tréaten zwar fur eine
weitgehende oder gar vollstandige Gleichbehandlung von hetero- und homosexuellen
Paaren auf rechtlicher und kirchlicher Ebene ein, da sich aber einige dieser Mitglieder
noch im Klarungsprozess befédnden, werde der Urteilsbildungsprozess in der
Abgeordnetenversammlung noch einige Zeit in Anspruch nehmen.

Gerade diese Spaltung der reformierten Kirche wurde in vielen Medien als die
eigentliche Uberraschung gehandelt und vielseitig diskutiert. Man war sich im
Grundsatz einig, dass die reformierte Kirche allgemein als progressiver einzustufen sei
als die katholische Kirche und sich daher bei gesellschaftlichem Wandel auch
wesentlich schneller einbringe als der Vatikan, zumal das reformierte Versténdnis der
Trauung seit dem 19. Jahrhundert eine Bestatigung dessen sei, was der Staat vollziehe.
Wie sich herausstellte, handelte es sich bei den innerkirchlichen Gréaben weitestgehend
um regionale Graben, zum einen zwischen Stadt und Land und zum anderen zwischen
der Deutschschweiz und der lateinischen Schweiz. Wahrend man in den Stédten und in
der Deutschschweiz die Ehe eher als eine Gemeinschaft zweier Menschen betrachte,
werde diese in den anderen Regionen eher als eine Verbindung von Mann und Frau und
als eine von Gott eingesetzte Institution verstanden. Diese Ansicht kam besonders
deutlich in einer von 200 Pfarrern unterzeichneten Erklérung zum Vorschein, in der
gemass dem Tages-Anzeiger vermerkt war, dass die Offnung der Ehe fiir homosexuelle
Menschen nichts anderes als ein «Segen ohne Segenszusage Gottes» sei und einem
«Missbrauch» von Gottes Namen gleichkomme.

Das Uber Monate andauernde Hickhack fand schliesslich am 4. November 2019 ein
Ende: Die Delegierten des SEK stellten sich an der Abgeordnetenversammlung mit 49 zu
11 Stimmen hinter die Vorlage. Sie empfahlen ihren Mitgliedkirchen die Ehe fur alle, wie
auch den damit einhergehenden allfalligen neuen zivilrechtlichen Ehebegriff fur die
kirchliche Trauung vorauszusetzen. Zugleich empfahlen die Delegierten, dass bei der
kirchlichen Trauung auch in Zukunft die Gewissensfreiheit der Pfarrerinnen und Pfarrer
gewahrt bleiben solle - wohl auch, um den Haussegen weitestgehend vor der Schieflage
zu bewahren. Den Lohn dieser Arbeit sprachen die Medien im Wesentlichen dem SEK-
Prasidenten Gottfried Locher zu. Er habe die Offnung der Ehe stets mit guten
Argumenten begrindet und auch deutlich gemacht, dass die Ehe nicht zu den
Grundfragen des Glaubens - im Sinne des Sakraments - gehére und der
gesellschaftliche Konsens ebenso wichtig sei, wie die biblischen Grundlagen, auch wenn
einige Bibeltreue das anders sahen. *
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